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der Landesvorsitzende Ralf Kusterer und 
stellte klar: „Wir stehen auf den Füßen des 
Grundgesetzes und der Landesverfas-
sung.“ Wegen seiner Hautfarbe werde nie-
mand benachteiligt. In seinem neuen Post 
veröffentlichte Kunzmann ein Interview 
mit der SPD-Bundesvorsitzenden Saskia 
Esken, die gegenüber der Funke-Medien-
gruppe vor „latentem Rassismus“ in den 
Reihen der Polizei gewarnt hatte.

Parteifreunde Kunzmanns, der auch 
CDU-Kreisvorsitzender in Esslingen ist, 
reagierten mit verhaltener Kritik. „Die 
Worte, die Thaddäus Kunzmann verwen-
det hat, hätte ich so sicherlich nicht ge-
wählt“, erklärte Tim Hauser, stellvertre-
tender Kreisvorsitzender im CDU-Ver-
band Esslingen. Der Esslinger Landtagsab-
geordnete Andreas Deuschle geht nicht 
auf Thaddäus Kunzmann ein, stellt aller-
dings klar: „Rassismus tötet. Mitten unter 
uns.“ (dpa/jmf) b Seite 15

chen Kommentar habe er als „Bürger 
Thaddäus Kunzmann“ auf seinem priva-
ten Account gepostet. Er habe den Tod von 
Floyd darin nicht relativieren wollen, 
aber: „In Deutschland wäre Floyd so nicht 
gestorben. Wir haben in Deutschland kei-
ne Bevölkerungsmitte, die rassistisch 
denkt und auch keine Polizei, die willkür-
lich gewalttätig ist.“

SPD-Generalsekretär Sascha Binder 
hatte am Montag Kunzmanns Rücktritt 
gefordert, ebenso der Chef des SPD-Kreis-
verbandes Esslingen, Michael Beck. 
Kretsch mann betonte dagegen: „Zu-
nächst mal muss man mit den Betroffenen 
reden.“ Dies sei „ein Gebot der Fairness“. 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft im Süd-
westen stärkte Kunzmann den Rücken. 
„Das Auftreten der Polizei in den USA hat 
seine Ursache in der dortigen Kriminali-
tät. Deutschland und die USA sind in die-
sem Bereich völlig unterschiedlich“, sagte 

Der Tod des Afroamerikaners 
George Floyd bei einem brutalen 
Polizeieinsatz Ende Mai in den 

USA sorgt auch in der baden-württember-
gischen Landesregierung für Diskussio-
nen. Der Demografiebeauftragte Thaddä-
us Kunzmann hatte sich kritisch über die 
Antirassismus-Demonstrationen geäu-
ßert und vor einer Verherrlichung des 
„Gewaltverbrechers“ Floyd gewarnt. We-
gen dieser Äußerung auf Facebook gerät 
Kunzmann zunehmend unter Druck. „Ich 
habe den Sozialminister beauftragt, ihn 
einzubestellen und ihm die Leviten zu le-
sen“, sagte Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann (Grüne) am Dienstag in 
Stuttgart. Kunzmann hatte geschrieben, 
es gehe ihm gegen den Strich, dass auch 
die hiesige Polizei als „latent rassistisch“ 
bezeichnet werde. Den Post hat er mittler-
weile gelöscht, am Montagabend aber er-
neut Stellung bezogen: Den ursprüngli-

Kunzmann einbestellt
Kretschmann will dem Demografiebeauftragten Leviten lesen lassen – Kritik aus CDU

Stuttgart ¯ Mit einem reformierten An-
gebot für Medizinstudenten und mit 
zusätzlichen Studienplätzen will die 
Landesregierung für mehr Landärzte 
sorgen. Einen entsprechenden Gesetz-
entwurf hat das grün-schwarze Kabi-
nett laut Wissenschaftsministerin The-
resia Bauer (Grüne) beschlossen. Dem-
nach stocken die fünf medizinischen 
Fakultäten in Tübingen, Ulm, Freiburg, 
Heidelberg und Mannheim die Zahl der 
Plätze für Studienanfänger um insge-
samt 150 auf. Davon sollen 75 Plätze an 
Studienanfänger in der Humanmedi-
zin gehen, die Landarzt werden möch-
ten, aber nach dem herkömmlichen 
Verfahren keinen Studienplatz bekom-
men haben. (dpa) b Seite 5

Pläne für mehr 
Landärzte gebilligt

Karlsruhe ¯ Bundesinnenminister 
Horst Seehofer hat mit der Veröffentli-
chung eines AfD-kritischen Interviews 
die Partei in ihrem Recht auf Chancen-
gleichheit verletzt. Der frühere CSU-
Chef hätte den Bericht nicht auf der 
Internetseite seines Ministeriums ein-
stellen dürfen, entschied das Bundes-
verfassungsgericht in Karlsruhe nach 
einer Klage der AfD. Seehofer habe 
gegen seine Pflicht zur staatlichen 
Neutralität im Regierungsamt versto-
ßen. „Die Zulässigkeit der Öffentlich-
keitsarbeit der Bundesregierung endet 
dort, wo Werbung für oder Einfluss-
nahme gegen einzelne im politischen 
Wettbewerb stehende Parteien oder 
Personen beginnt“, sagte der scheiden-
de Gerichtspräsident Andreas Voßkuh-
le am Dienstag. Direkte Konsequenzen 
für Seehofer hat das Urteil nicht. Der 
AfD-Vorsitzende Jörg Meuthen wertete 
das Urteil als Erfolg. „Es ist ein Beweis 
für einen funktionierenden Rechts-
staat, ein sehr guter Tag für die Alterna-
tive für Deutschland, ein sehr guter Tag 
auch für die Demokratie in Deutsch-
land.“ Parteikollegin Alice Weidel for-
derte Seehofers Rücktritt. (dpa)

Seehofer verliert 
Rechtsstreit mit AfD

Erbärmlich
Profilierungsversuche auf 
Kosten eines Toten

M an wird ja wohl noch sagen 
dürfen“, lautet einer der gän-

gigsten Einleitungssätze von Men-
schen, die mit starkem Rechtsdrall 
auf einer Woge voller Verschwö-
rungstheorien surfen. Oft geht es da-
rum, Mut auszudrücken, da man – 
tatsächlich meistens Mann – etwas 
sagt, was politisch nicht korrekt, da-
für aber voller Wahrheit sei. Meis-
tens kommt dann zumindest in die-
sem politischen Kontext nur ein ver-
schrobenes Geschwätz heraus. Als 
also der baden-württembergische 
Demografiebeauftragte Thaddäus 
Kunzmann auf dem Massenverbrei-
tungskanal Facebook mit dem Satz 
anhob, „Achtung. Die nun folgen-
den Zeilen sind politisch nicht kor-
rekt“, tat er dies mit vollem Bewusst-
sein. Es ist davon auszugehen, dass er 
genau wusste, welchen Nerv er in 
welchen Kreisen treffen würde. 
Schlimmstes war also zu befürchten. 
Kunzmann war aber klug genug, 
sich abzusichern („Ich finde den Tod 
von George Floyd schlimm“), den-
noch erging es ihm aber nur so, wie 
es das berühmte Sprichwort bebil-
dert: Mit dem Hinterteil riss er die 
Absicherung ein, die er vorne einge-
baut hatte. Und wie! Seine Worte wa-
ren Tritte auf den bereits toten Kör-
per von George Floyd: „Niemand 
von uns wollte ihm in der Nacht be-
gegnen.“ 

Es ist schwer, sich vor diesem, das 
brutale Ereignis relativierenden Satz 
nicht zu ekeln. Es ist schön, dass sich 
CDU-Parteikollegen distanzierten. 
Es ist nicht schön, dass sie es so vor-
sichtig tun und den Man-wird-ja-
wohl-noch-sagen-dürfen-Mann teil-
weise sogar in Schutz nehmen. 

b Kommentar

Von Johannes M. Fischer

b Esslingen

Radfahren unter 
dem Schutzschirm
Die Umweltspur auf der Kiesstraße, auf 
der sich Radfahrer im geschützten 
Raum bewegen können, wird am Sams-
tag, 13. Juni, eingerichtet. Für die Ab-
sperrung der Spur ist die Stadt zustän-
dig. Damit hat das Verwaltungsgericht 
Stuttgart der Auffassung des Esslinger 
Ordnungsamts widersprochen, dass 
sich geweigert hatte, für die Sicherheit 
der Radler Sorge zu tragen. b Seite 15

b Stuttgart

Rosenkrieg
geht weiter
Der Zoff am Stuttgarter Großmarkt um 
den bislang genossenschaftlich organi-
sierten Blumenhandel wird immer ver-
fahrener, einen vernünftigen Ausweg 
scheint es kaum noch zu geben. Nun 
treffen sich die streitenden Parteien – 
Vertreter der Gärtner und die Märkte 
Stuttgart – vor dem Oberlandesgericht. 
Derweil wartet man auf den Gerichts-
vollzieher. b Seite 6

b Neuhausen

Trotz Corona Feier 
an Fronleichnam

Wegen der Corona-Pandemie kann die 
katholische Kirchengemeinde in die-
sem Jahr Fronleichnam nicht wie ge-
wohnt feiern: Die traditionelle Prozes-
sion und das Gemeindefest sind nicht 
möglich, auch keine Blumenteppiche 
im öffentlichen Raum. Doch das Hoch-
fest findet trotzdem statt – in anderer 
Form. Der Festgottesdienst beginnt um 
9.30 Uhr und die Blumenteppiche wer-
den in der Kirche gelegt. b Seite 18
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b Lokalsport

Zeller soll gehen 
und bleibt doch

Die Fußballer des TV Unterboihingen 
haben unruhige Tage hinter sich – und 
brauchen bald einen neuen Abtei-
lungsleiter. Nachdem Fußball-Chef 
Christian Hiergeist den Vertrag mit 
Trainer Daniel Zeller (Bild) nicht ver-
längern wollte, waren die Proteste so 
groß, dass Hiergeist einen Rückzieher 
machte und ankündigte, nach 24 Jah-
ren zurückzutreten. Zeller bleibt und 
der potenzielle Nachfolger Daniel Rie-
ker kommt nicht. b Seite 13
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D ie orange-rote Golden Gate Bridge, 
das Wahrzeichen der US-Westküs-

tenstadt San Francisco, ist von Weitem zu 
sehen – und neuerdings ist sie bei starkem 
Wind auch aus der Fer-
ne zu hören. Ein im Bau 
befindliches Handge-
länder entlockt der 83 
Jahre alten Konstruk-
tion ungewöhnliche 
Töne. Als „summendes 
Geräusch“ beschrieb es 
Brückenbezirks-Spre-
cher Paolo Cosulich-
Schwartz im „San Fran-
cisco Chronicle“. Um 
die Windfestigkeit zu 
verbessern, seien die al-
ten, breiteren Streben 
durch schmalere ersetzt 
worden. Schon bei Tests 
im Windkanal hätte 
man ein leichtes Summen gehört, sagte 
der Sprecher. Doch offensichtlich hatten 
die Planer nicht mit den Reaktionen von 
Anwohnern und Brückennutzern gerech-

net. Nach starken Winden beispielsweise 
am vergangenen Freitag, die aus westli-
cher Richtung in die Bucht von San Fran-
cisco wehten, trudelten Kommentare und 
Beschwerden ein, in Social-Media-Posts 
machten Videos mit dem singenden Ge-

räusch die Runde. Von 
„gespenstisch“ bis „en-
gelsgleich“, von „Sire-
nengeheul“ bis „Wind-
spiel“ wurde der unge-
wöhnliche Sound be-
schrieben. „Es ist neu 
und es wird eine Weile 
dauern, bis wir uns alle 
daran gewöhnen“, sagte 
Cosulich-Schwartz dem 
Fernsehsender KCBS: 
„Es ist ein interessantes 
neues Element für eine 
83-jährige Brücke“. Bei 
entnervten Anwohnern 
mag diese Auslegung 
auf taube Ohren sto-

ßen. Die im vorigen Jahr begonnen Gelän-
derarbeiten sind Teil eines Millionenpro-
jekts, um Fangnetze aus Stahl als Suizid- 
Schutzvorrichtung anzubringen.

Ein leichtes Summen
Golden Gate Bridge bekommt neues Geländer

Von Barbara Munker 
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Heute stark bewölkt bis bedeckt, gebietsweise
fällt dabei Regen. Morgen erst Regenwolken,
ab Mittag sonniger.
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der Landesvorsitzende Ralf Kusterer und 
stellte klar: „Wir stehen auf den Füßen des 
Grundgesetzes und der Landesverfas-
sung.“ Wegen seiner Hautfarbe werde nie-
mand benachteiligt. In seinem neuen Post 
veröffentlichte Kunzmann ein Interview 
mit der SPD-Bundesvorsitzenden Saskia 
Esken, die gegenüber der Funke-Medien-
gruppe vor „latentem Rassismus“ in den 
Reihen der Polizei gewarnt hatte.

Parteifreunde Kunzmanns, der auch 
CDU-Kreisvorsitzender in Esslingen ist, 
reagierten mit verhaltener Kritik. „Die 
Worte, die Thaddäus Kunzmann verwen-
det hat, hätte ich so sicherlich nicht ge-
wählt“, erklärte Tim Hauser, stellvertre-
tender Kreisvorsitzender im CDU-Ver-
band Esslingen. Der Esslinger Landtagsab-
geordnete Andreas Deuschle geht nicht 
auf Thaddäus Kunzmann ein, stellt aller-
dings klar: „Rassismus tötet. Mitten unter 
uns.“ (dpa/jmf) b Seite 15

chen Kommentar habe er als „Bürger 
Thaddäus Kunzmann“ auf seinem priva-
ten Account gepostet. Er habe den Tod von 
Floyd darin nicht relativieren wollen, 
aber: „In Deutschland wäre Floyd so nicht 
gestorben. Wir haben in Deutschland kei-
ne Bevölkerungsmitte, die rassistisch 
denkt und auch keine Polizei, die willkür-
lich gewalttätig ist.“

SPD-Generalsekretär Sascha Binder 
hatte am Montag Kunzmanns Rücktritt 
gefordert, ebenso der Chef des SPD-Kreis-
verbandes Esslingen, Michael Beck. 
Kretsch mann betonte dagegen: „Zu-
nächst mal muss man mit den Betroffenen 
reden.“ Dies sei „ein Gebot der Fairness“. 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft im Süd-
westen stärkte Kunzmann den Rücken. 
„Das Auftreten der Polizei in den USA hat 
seine Ursache in der dortigen Kriminali-
tät. Deutschland und die USA sind in die-
sem Bereich völlig unterschiedlich“, sagte 

Der Tod des Afroamerikaners 
George Floyd bei einem brutalen 
Polizeieinsatz Ende Mai in den 

USA sorgt auch in der baden-württember-
gischen Landesregierung für Diskussio-
nen. Der Demografiebeauftragte Thaddä-
us Kunzmann hatte sich kritisch über die 
Antirassismus-Demonstrationen geäu-
ßert und vor einer Verherrlichung des 
„Gewaltverbrechers“ Floyd gewarnt. We-
gen dieser Äußerung auf Facebook gerät 
Kunzmann zunehmend unter Druck. „Ich 
habe den Sozialminister beauftragt, ihn 
einzubestellen und ihm die Leviten zu le-
sen“, sagte Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann (Grüne) am Dienstag in 
Stuttgart. Kunzmann hatte geschrieben, 
es gehe ihm gegen den Strich, dass auch 
die hiesige Polizei als „latent rassistisch“ 
bezeichnet werde. Den Post hat er mittler-
weile gelöscht, am Montagabend aber er-
neut Stellung bezogen: Den ursprüngli-

Kunzmann einbestellt
Kretschmann will dem Demografiebeauftragten Leviten lesen lassen – Kritik aus CDU

Stuttgart ¯ Mit einem reformierten An-
gebot für Medizinstudenten und mit 
zusätzlichen Studienplätzen will die 
Landesregierung für mehr Landärzte 
sorgen. Einen entsprechenden Gesetz-
entwurf hat das grün-schwarze Kabi-
nett laut Wissenschaftsministerin The-
resia Bauer (Grüne) beschlossen. Dem-
nach stocken die fünf medizinischen 
Fakultäten in Tübingen, Ulm, Freiburg, 
Heidelberg und Mannheim die Zahl der 
Plätze für Studienanfänger um insge-
samt 150 auf. Davon sollen 75 Plätze an 
Studienanfänger in der Humanmedi-
zin gehen, die Landarzt werden möch-
ten, aber nach dem herkömmlichen 
Verfahren keinen Studienplatz bekom-
men haben. (dpa) b Seite 5

Pläne für mehr 
Landärzte gebilligt

Karlsruhe ¯ Bundesinnenminister 
Horst Seehofer hat mit der Veröffentli-
chung eines AfD-kritischen Interviews 
die Partei in ihrem Recht auf Chancen-
gleichheit verletzt. Der frühere CSU-
Chef hätte den Bericht nicht auf der 
Internetseite seines Ministeriums ein-
stellen dürfen, entschied das Bundes-
verfassungsgericht in Karlsruhe nach 
einer Klage der AfD. Seehofer habe 
gegen seine Pflicht zur staatlichen 
Neutralität im Regierungsamt versto-
ßen. „Die Zulässigkeit der Öffentlich-
keitsarbeit der Bundesregierung endet 
dort, wo Werbung für oder Einfluss-
nahme gegen einzelne im politischen 
Wettbewerb stehende Parteien oder 
Personen beginnt“, sagte der scheiden-
de Gerichtspräsident Andreas Voßkuh-
le am Dienstag. Direkte Konsequenzen 
für Seehofer hat das Urteil nicht. Der 
AfD-Vorsitzende Jörg Meuthen wertete 
das Urteil als Erfolg. „Es ist ein Beweis 
für einen funktionierenden Rechts-
staat, ein sehr guter Tag für die Alterna-
tive für Deutschland, ein sehr guter Tag 
auch für die Demokratie in Deutsch-
land.“ Parteikollegin Alice Weidel for-
derte Seehofers Rücktritt. (dpa)

Seehofer verliert 
Rechtsstreit mit AfD

Erbärmlich
Profilierungsversuche auf 
Kosten eines Toten

M an wird ja wohl noch sagen 
dürfen“, lautet einer der gän-

gigsten Einleitungssätze von Men-
schen, die mit starkem Rechtsdrall 
auf einer Woge voller Verschwö-
rungstheorien surfen. Oft geht es da-
rum, Mut auszudrücken, da man – 
tatsächlich meistens Mann – etwas 
sagt, was politisch nicht korrekt, da-
für aber voller Wahrheit sei. Meis-
tens kommt dann zumindest in die-
sem politischen Kontext nur ein ver-
schrobenes Geschwätz heraus. Als 
also der baden-württembergische 
Demografiebeauftragte Thaddäus 
Kunzmann auf dem Massenverbrei-
tungskanal Facebook mit dem Satz 
anhob, „Achtung. Die nun folgen-
den Zeilen sind politisch nicht kor-
rekt“, tat er dies mit vollem Bewusst-
sein. Es ist davon auszugehen, dass er 
genau wusste, welchen Nerv er in 
welchen Kreisen treffen würde. 
Schlimmstes war also zu befürchten. 
Kunzmann war aber klug genug, 
sich abzusichern („Ich finde den Tod 
von George Floyd schlimm“), den-
noch erging es ihm aber nur so, wie 
es das berühmte Sprichwort bebil-
dert: Mit dem Hinterteil riss er die 
Absicherung ein, die er vorne einge-
baut hatte. Und wie! Seine Worte wa-
ren Tritte auf den bereits toten Kör-
per von George Floyd: „Niemand 
von uns wollte ihm in der Nacht be-
gegnen.“ 

Es ist schwer, sich vor diesem, das 
brutale Ereignis relativierenden Satz 
nicht zu ekeln. Es ist schön, dass sich 
CDU-Parteikollegen distanzierten. 
Es ist nicht schön, dass sie es so vor-
sichtig tun und den Man-wird-ja-
wohl-noch-sagen-dürfen-Mann teil-
weise sogar in Schutz nehmen. 

b Kommentar

Von Johannes M. Fischer

b Esslingen

Radfahren unter 
dem Schutzschirm
Die Umweltspur auf der Kiesstraße, auf 
der sich Radfahrer im geschützten 
Raum bewegen können, wird am Sams-
tag, 13. Juni, eingerichtet. Für die Ab-
sperrung der Spur ist die Stadt zustän-
dig. Damit hat das Verwaltungsgericht 
Stuttgart der Auffassung des Esslinger 
Ordnungsamts widersprochen, dass 
sich geweigert hatte, für die Sicherheit 
der Radler Sorge zu tragen. b Seite 15

b Stuttgart

Rosenkrieg
geht weiter
Der Zoff am Stuttgarter Großmarkt um 
den bislang genossenschaftlich organi-
sierten Blumenhandel wird immer ver-
fahrener, einen vernünftigen Ausweg 
scheint es kaum noch zu geben. Nun 
treffen sich die streitenden Parteien – 
Vertreter der Gärtner und die Märkte 
Stuttgart – vor dem Oberlandesgericht. 
Derweil wartet man auf den Gerichts-
vollzieher. b Seite 6

b Neuhausen

Trotz Corona Feier 
an Fronleichnam

Wegen der Corona-Pandemie kann die 
katholische Kirchengemeinde in die-
sem Jahr Fronleichnam nicht wie ge-
wohnt feiern: Die traditionelle Prozes-
sion und das Gemeindefest sind nicht 
möglich, auch keine Blumenteppiche 
im öffentlichen Raum. Doch das Hoch-
fest findet trotzdem statt – in anderer 
Form. Der Festgottesdienst beginnt um 
9.30 Uhr und die Blumenteppiche wer-
den in der Kirche gelegt. b Seite 18
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b Lokalsport

Zeller soll gehen 
und bleibt doch

Die Fußballer des TV Unterboihingen 
haben unruhige Tage hinter sich – und 
brauchen bald einen neuen Abtei-
lungsleiter. Nachdem Fußball-Chef 
Christian Hiergeist den Vertrag mit 
Trainer Daniel Zeller (Bild) nicht ver-
längern wollte, waren die Proteste so 
groß, dass Hiergeist einen Rückzieher 
machte und ankündigte, nach 24 Jah-
ren zurückzutreten. Zeller bleibt und 
der potenzielle Nachfolger Daniel Rie-
ker kommt nicht. b Seite 13

Foto: Herbert Rudel

Tierische TretminenTierische TretminenTierische Tretminen
Wer darauf tritt,ist sauer. Hundehaufen sorgen für Wer darauf tritt,ist sauer. Hundehaufen sorgen für Wer darauf tritt,ist sauer. Hundehaufen sorgen für 
einen Haufen Ärger. Auch in Esslingen / Seite 17einen Haufen Ärger. Auch in Esslingen / Seite 17einen Haufen Ärger. Auch in Esslingen / Seite 17
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D ie orange-rote Golden Gate Bridge, 
das Wahrzeichen der US-Westküs-

tenstadt San Francisco, ist von Weitem zu 
sehen – und neuerdings ist sie bei starkem 
Wind auch aus der Fer-
ne zu hören. Ein im Bau 
befindliches Handge-
länder entlockt der 83 
Jahre alten Konstruk-
tion ungewöhnliche 
Töne. Als „summendes 
Geräusch“ beschrieb es 
Brückenbezirks-Spre-
cher Paolo Cosulich-
Schwartz im „San Fran-
cisco Chronicle“. Um 
die Windfestigkeit zu 
verbessern, seien die al-
ten, breiteren Streben 
durch schmalere ersetzt 
worden. Schon bei Tests 
im Windkanal hätte 
man ein leichtes Summen gehört, sagte 
der Sprecher. Doch offensichtlich hatten 
die Planer nicht mit den Reaktionen von 
Anwohnern und Brückennutzern gerech-

net. Nach starken Winden beispielsweise 
am vergangenen Freitag, die aus westli-
cher Richtung in die Bucht von San Fran-
cisco wehten, trudelten Kommentare und 
Beschwerden ein, in Social-Media-Posts 
machten Videos mit dem singenden Ge-

räusch die Runde. Von 
„gespenstisch“ bis „en-
gelsgleich“, von „Sire-
nengeheul“ bis „Wind-
spiel“ wurde der unge-
wöhnliche Sound be-
schrieben. „Es ist neu 
und es wird eine Weile 
dauern, bis wir uns alle 
daran gewöhnen“, sagte 
Cosulich-Schwartz dem 
Fernsehsender KCBS: 
„Es ist ein interessantes 
neues Element für eine 
83-jährige Brücke“. Bei 
entnervten Anwohnern 
mag diese Auslegung 
auf taube Ohren sto-

ßen. Die im vorigen Jahr begonnen Gelän-
derarbeiten sind Teil eines Millionenpro-
jekts, um Fangnetze aus Stahl als Suizid- 
Schutzvorrichtung anzubringen.

Ein leichtes Summen
Golden Gate Bridge bekommt neues Geländer

Von Barbara Munker 

b Kinderleicht Seite 23
b Fernsehen Seite 25

b Börse Seite 8
b Wetter Seite 4

b Kultur

Musiktheater
im Autokino
Seite 21

Heute stark bewölkt bis bedeckt, gebietsweise
fällt dabei Regen. Morgen erst Regenwolken,
ab Mittag sonniger.
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b Esslingen 

Eigentlich hatte es bis vor Kurzem so ausge-
sehen, als wolle eine breite Mehrheit des Ess-
linger Gemeinderats das im vergangenen 
Jahr abgeschaffte Stadtticket möglichst 
schnell wieder einführen. Aber  jetzt ist wohl  
doch nicht mehr mit  einem baldigen Come-
back der beliebten Fahrkarte in Esslingen zu 
rechnen. 
 Seite 15

Stadtticket in 
der Warteschleife

Foto: Roberto Bulgrin

b Esslingen

Esslingen jenseits der ausgetretenen touris-
tischen Pfade entdecken, das verspricht eine 
neue Stadtführung. Diese wird allerdings 
nicht vom Esslinger Stadtmarketing, son-
dern von einem privaten Unternehmen an-
geboten. Zum Konzept gehören auch kulina-
rische Kostproben.
 Seite 15

Auf kulinarischer
Entdeckertour

b Köngen

Am 21. April wird in Köngen ein neuer Rat-
hauschef gewählt. Acht Namen stehen auf 
dem Stimmzettel. Dem Casting für Erstwäh-
ler haben sich vier Bewerber und die Bewer-
berin gestellt. An diesem Donnerstag steigt 
die  offizielle Kandidatenvorstellung. 
 Seite 18

Casting zur 
Bürgermeisterwahl

b Kreis Esslingen

Sicheres Radeln auf dem Pedelec haben äl-
tere Männer und Frauen in Neuhausen ge-
übt. Das Trainingsteam der Kreisverkehrs-
wacht Esslingen hatte der Albverein eingela-
den, um steigende Unfallzahlen zu bremsen. 
In Wernau fand an der Schlossgartenschule 
ein Radaktionstag statt.
 Seite 16

Sicherheit auf E-Bikes 
und Fahrrädern

Foto: Horst Rudel

STUTTGART. Ein Konsortium aus der US-In-
vestmentgesellschaft NRDC Equity Partners 
und dem Unternehmer Bernd Beetz will die 
insolvente  Kaufhauskette Galeria Karstadt 
Kaufhof auf den Erfolgsweg zurückführen. 
„Uns verbindet die Liebe zum Warenhaus“, 
versicherte der badische Manager in Essen. 
Mehr als 70 der 92 Filialen sollen übernom-
men werden. Es wird aber Jobabbau geben.

Die Gewerkschaft begrüßt die Übernah-
me: „Kaufhäuser sind für den Handel in den 
Städten  da und nicht nur für die Renditen 
und Spekulationen der Immobilienbesitzer“, 
sagte Verdi-Landeschef Martin Gross. „Die 
neuen Eigentümer haben jetzt eine Chance,  
aus den Fehlern der Vergangenheit zu ler-
nen.“ Er erwartet, dass die 13 Galeria-Stand-
orte im Südwesten mit 1700 Beschäftigten 
erhalten bleiben. Details sind noch offen. ms

  Käufer will die 
meisten Galeria-
Filialen erhalten
Die Übernehmer der insolventen 
Kaufhauskette Galeria Karstadt 
Kaufhof skizzieren ihre Pläne.

Von Annika Grah

STUTTGART. Die anstehende Kommunal-
wahl in Baden-Württemberg stößt einer Um-
frage zufolge auf großes Interesse bei den 
Wahlberechtigten.  Die Wahlbeteiligung 
könnte demnach in etwa so hoch ausfallen 
wie 2019. Im BaWü-Check, der Umfrage des 
Instituts für Demoskopie in Allensbach im 
Auftrag der baden-württembergischen Ta-
geszeitungen, gaben 62 Prozent der Befrag-
ten an, fest entschlossen zu sein, ihre Stim-
me abzugeben. 21 Prozent wollen das „wahr-
scheinlich“ tun. Der Rest ist unentschieden 
oder will wahrscheinlich oder sicher nicht 
wählen gehen.   2019 hatte die Wahlbeteili-
gung bei 59 Prozent gelegen, der höchste 
Stand seit 1994. Bei Kommunal- und Europa-
wahlen ist die Mobilisierung in der Regel 
niedriger als bei Wahlen zum Bundestag. 

Eine belastbare Prognose gibt die Umfra-
ge allerdings noch nicht, warnen die Demos-
kopen. Denn die Bürger beschäftigen sich in 
der Regel erst kurz vor der Wahl intensiv mit 
ihrer Wahlentscheidungen. Die Befragung 
wurde wie immer auf die baden-württem-
bergische Bevölkerung ab 18 Jahre gestützt. 
Bei der Kommunalwahl wählen aber schon 
16-Jährige. Da die unter 18-Jährigen aber 
nur zwei  Prozent der Wahlberechtigten aus-
machen, werden die Ergebnisse den Anga-
ben zufolge dadurch nicht beeinflusst.

Dabei sehen offenbar vor allem die älte-
ren Wählerinnen und Wähler die Stimmab-
gabe als erste Bürgerpflicht. Unter den be-
fragten 18- bis 29-Jährigen im BaWü-Check 
sind sich nur 43 Prozent ganz sicher, zur 
Wahl zu gehen, 37 Prozent haben das „wahr-
scheinlich“ vor.  Die Kommunwahl in Baden-
Württemberg findet am 9. Juni statt – 
zeitgleich mit der Europawahl. 

 Die aktuelle Umfrage sieht die CDU 
im Vorteil. Die Kandidaten der Christ-
demokraten kamen in der Umfrage für 
27 Prozent  infrage, gefolgt von den Grü-
nen mit 21 Prozent und der SPD mit 18 
Prozent. Die AfD landet mit 13 Prozent 
auf Platz vier, gleichauf mit den Freien 
Wählern. 11 Prozent würden sich für 
Kandidaten der FDP entscheiden. Rund 
30 Prozent der Befragten machten aller-
dings keine Angaben. Mehrfachnennun-
gen waren möglich. Die Werte sind nicht 
als „Sonntagsfrage“ zu verstehen.  Sie 
sind eher ein allgemeines Stimmungs-
bild. Denn bei der Kommunalwahl kön-
nen die Stimmen im Gegensatz zu ande-
ren Wahlen auf einzelne Kandidaten  ver-
teilt werden. Zudem nehmen auch Wäh-

lervereinigungen teil, parteiähnliche, 
aber parteiunabhängige Vereinigungen.  
2019 gingen rund 40 Prozent der Stim-
men an diese Wählervereinigungen. Bei 
der Kommunalwahl im Jahr 2019 kam 
laut Statistischem Landesamt die CDU 
auf 22,8 Prozent der abgegebenen Stim-
men, die Grünen auf 12,9 Prozent, die 
SPD lag bei 13,4 Prozent. Die FDP lag bei 
3,9 Prozent und die AfD bei 1,9 Prozent. 
Leitartikel 

   Bürger zeigen großes Interesse 
an Kommunalwahl  
BaWü-Check Eine aktuelle Umfrage der Südwest-Verlage zeigt: Die Bereitschaft, zur Kommunalwahl 
zu gehen, ist  ebenso hoch wie 2019. Davon profitiert besonders eine Seite. 

Basis: Baden-Württemberg,

Bevölkerung ab 18 JahreGrafik: Biwer
Quelle: IfD-Allensbach
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WIESBADEN. Rund ein Fünftel der Bevölke-
rung in Deutschland ist  von Armut und so-
zialer Ausgrenzung bedroht. 17,7 Millionen 
Betroffene gab es im vergangenen Jahr, teilte 
das Statistische Bundesamt  mit. Der Anteil 
an der Bevölkerung betrug 21,2 Prozent. 
Gegenüber dem Vorjahr blieben die Zahlen 
nahezu unverändert.  

Als von Armut oder sozialer Ausgrenzung 
bedroht gilt, wer ein Einkommen unter der 
Armutsgefährdungsgrenze hat, dessen 
Haushalt von erheblichen materiellen und 
sozialen Entbehrungen betroffen ist oder 
wer in einem Haushalt mit sehr geringer Er-
werbsbeteiligung lebt. 2023 lag die Schwelle 
für einen Alleinlebenden bei 1310 Euro netto 
im Monat. Bei zwei Erwachsenen und zwei 
Kindern  lag er bei 2751 Euro netto. dpa

Jeder Fünfte in 
Deutschland von 
Armut bedroht
Neue Möbel  kaufen, Essen gehen
 oder einen Urlaub buchen: Millionen 
können sich das nicht leisten.

b Kommentar

Von Tobias Heimbach

Was gilt das Wort des Kanzlers? In seiner be-
rühmten „Zeitenwende“-Rede versprach er 
vor zwei Jahren, dass Deutschland künftig 
zwei Prozent der Wirtschaftsleistung für die 
Verteidigung ausgeben soll. Doch dieses Ver-
sprechen wackelt. Die Finanzierung der 
Bundeswehr ist für die kommenden Jahre 
völlig ungeklärt. Deshalb muss sich Bundes-
kanzler Olaf Scholz  Kanzler  endlich in die 
Debatte einschalten. 

Das Geld für  Verteidigung wird dringend 
gebraucht. Deutschland muss kampfbereit 
sein, um nicht kämpfen zu müssen. Doch in 
ihrem gegenwärtigen Zustand kann die Bun-
deswehr niemanden abschrecken. Das Son-
dervermögen ist schon jetzt verplant – was 
eine gute Nachricht ist. Denn die Soldaten 
können ja keine Euroscheine in die Kanonen 
stecken, sondern es braucht Aufträge an die 
Rüstungsindustrie. Doch wie die Streitkräfte 
künftig weiter finanziert werden, ist offen. 
Ab 2028 wird es eine Lücke von rund 20 Mil-
liarden Euro geben. Einen solchen Betrag im 
Haushalt kann man nicht einfach umschich-
ten. Deswegen muss schon jetzt eine Lösung 
vorbereitet werden.

Bislang weiß man von allen Beteiligten, 
was offenbar nicht geht: Finanzminister 
Lindner will die Schuldenbremse nicht ver-
ändern. Die SPD will keine Einsparungen 
beim Sozialstaat. Es wäre in der Tat wichtig, 
dass Kanzler Scholz das Thema an sich zieht 
und einen Kompromiss in die Wege leitet. Es 
ist schließlich sein Wort, um das es geht.

Zeitenwende muss 
Chefsache sein
Die Bundeswehr steuert auf ein 
Geldproblem zu. Kanzler Scholz muss 
schon jetzt eine Lösung finden.

BERLIN. Das 100 Milliarden Euro umfassen-
de Sondervermögen für die Bundeswehr ist 
nach Angaben des Verteidigungsministe-
riums bereits vollständig   verplant.   Deshalb 
forderte der  Vorsitzende des Bundeswehr-
verbandes, Oberst André Wüstner,   ein 
„Machtwort“ über die weitere Finanzierung  
von Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD).

 „Wenn für unsere Regierung Worte wie 
Verteidigungsfähigkeit, Schutz oder Wehr-
haftigkeit nicht bloße Worthülsen sein sol-
len, muss der Kanzler seine Richtlinienkom-
petenz wahrnehmen und ein Machtwort 
sprechen“, sagte Wüstner. Tue  er das nicht, 
müsse die Zeitenwende  in der Bundeswehr 
für beendet erklärt werden. AFP/dpa
Kommentar

Bundeswehrverband 
fordert „Machtwort“  

BRÜSSEL. Das Europäische Parlament hat 
den Weg für die umstrittene EU-Asylreform 
frei gemacht. Nach jahrelangen Diskussio-
nen stimmten die Abgeordneten am Mitt-
woch in Brüssel für das geplante Paket, mit 
dem die bisherigen Regeln für Migration in 
die Europäische Union deutlich verschärft 
werden sollen. Parlamentspräsidentin Ro-
berta Metsola schrieb auf der Plattform X, 
damit schreibe die EU „Geschichte“.

Demnach sollen die Mitgliedstaaten zu 
einheitlichen Verfahren an den Außengren-
zen verpflichtet werden, damit rasch festge-
stellt werden kann, ob Asylanträge unbe-
gründet sind und die Geflüchteten dann 
schneller und direkt von der Außengrenze 
abgeschoben werden können. 

Geplant ist insbesondere ein deutlich 
härterer Umgang mit Menschen aus Län-
dern, die als relativ sicher gelten. Bis zur Ent-
scheidung über den Asylantrag sollen die 

Menschen bis zu zwölf Wochen unter haft-
ähnlichen Bedingungen in Auffanglagern 
untergebracht werden können. Menschen, 
die aus einem Land mit einer Anerken-
nungsquote von unter 20 Prozent kommen, 
sowie solche, die als Gefahr für die öffentli-
che Sicherheit gelten, müssen künftig ver-
pflichtend in ein solches Grenzverfahren. 
Ankommende Menschen können dem Vor-
haben nach mit Fingerabdrücken und Fotos 
registriert werden, auch um zu überprüfen, 
ob sie eine Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit sind. EU-Innenkommissarin Ylva Jo-
hansson schrieb im Onlinedienst X, damit 
könne Europa seine „Außengrenzen besser 
schützen“ und all jene Migranten „rasch zu-
rückführen“, die keine Aufnahmechancen 
hätten.

Die EU-Länder müssen den Asylpakt 
noch abschließend billigen, dies gilt jedoch 
als Formsache. dpa/AFP

Verschärfte Asylregeln in 
der Europäischen Union
EU-Parlament beschließt umstrittene Reform. Dadurch sind Verfahren 
an der Außengrenze möglich – und schnellere Abschiebungen. 

Heute freundlich mit Sonne und ein paar
Schleierwolken. Morgen sonnig, nach
Norden Sonne und Quellwolken.


